Von: Renate Luhmer [mailto:stadtkatze@gmx.net] 
Gesendet: Dienstag, 24. April 2018 12:38
An: RA
Betreff: Fragen
 

Als Vorstand vom Berliner Stadtkatzen e.V. hätte ich gern einige juristische Auskünfte:
 1.  Muss jeder, der §-11-Erlaubnis hat und Tiere vermittelt, dem BA Mitteilung darüber machen, woher die Tiere kommen und an wen sie weitergegeben worden sind oder werden sollen.

Antwort RA:

Es gibt keine grundsätzliche Verpflichtung bezüglich der Führung eines Bestandsbuches. Die Veterinärbehörde kann jedoch die Erlaubnis nach § 11 TierSchG  mit Auflagen verbinden, u.a. mit der Verpflichtung, ein Bestandsbuch zu führen.

Wurde diese Auflage erteilt, wie z.B. bei Frau Liefländer, ist diese wie eine Bedingung zu betrachten, unter der die Erlaubnis erteilt wurde. Sie müssen dem Veterinäramt die Mitteilung nicht von selbst machen, aber auf Aufforderung die korrekt geführten Bestandsbücher vorlegen.

Es kommt mithin auf den Wortlaut der Erlaubnis und darauf an, ob Auflagen erteilt wurden.

2. Frage: Gibt es behördliche oder gesetzliche  Vorgaben für eine bestimmte qm-Zahl pro Tier? D.h.: Ist ein BA befugt, eine Obergrenze der  Anzahl von Tieren pro Pflegestelle festzusetzen?

Antwort RA: Bezüglich der Anzahl der Tiere gibt es keine festen Vorgaben, das hängt bei Hunden z.B. von der Größe ab, Hunde benötigen zwischen 6-10 qm,  Katzen wahrscheinlich ähnlich. Insoweit kann die Anzahl aus Tierschutzgründen natürlich entsprechend der Räumlichkeiten beschränkt werden.

3. Frage:
Hat die Aussetzung der Tätigkeit als Tierschützer durch die Behörde überhaupt irgendeinen Wert, wenn sie nur mündlich erfolgt ist (denn bei der §-11-Erlaubnis handelt sich ja um einen schriftlichen Verwaltungsakt)

Antwort RA: Eine mündliche Aussetzung bzw. ein Widerruf der Erlaubnis gem. § 11 ist m. E. nicht rechtsverbindlich, da es eine Rechtsbehelfsbelehrung geben muss, um gegen diese Maßnahme vorzugehen.

4. Frage: Darf die §-11-Erlaubnis entzogen werden ohne Vorlage einer schriftliche Liste der beanstandeten Mängel...

 

Antwort RA: Die Erlaubnis darf ohne schriftliche Mängelliste entzogen werden, da die Behörde lediglich überprüft, ob die Voraussetzungen der Erlaubnis vorliegen. Ist dies nicht der Fall, z.B. weil Auflagen nicht erfüllt wurden, kann die Erlaubnis entzogen werden. Üblicherweise wird die Behörde aber vorab zur Beseitigung der Mängel auffordern.

Hier geht es allerdings nicht um die Entziehung einer bestehenden Erlaubnis sondern und den Bescheid bzgl. des gestellten Antrages auf Erteilung einer Erlaubnis. 
Hier prüft die Behörde, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis vorliegen und muss vor der Entscheidung nicht darauf hinweisen, welche Gründe es für eine Ablehnung des Antrages gibt.
Ich hoffe, ich konnte Ihre Fragen beantworten

Mit freundlichen Grüßen          RA-K
